
Motion betreffend bessere Arbeitsbedingungen in den Alters- und 
Pflegeheimen 

20.5258.01 
 

Die Auswirkungen der Corona-Pandemie auf die Arbeitsrealität der Pflegemitarbeitenden 
sowie die hohe Rate an Todesfällen aufgrund einer Covid-19-Erkrankung in den Alters- und 
Pflegeheimen hat deutlich gemacht, dass die Arbeitsbedingungen, die Aus- und 
Weiterbildung der Pflegefachkräfte sowie die Pandemie-Schutzmassnahmen in der 
Alterspflege in Zukunft zwingend zu verbessern sind. Die Arbeitsbedingungen des 
Pflegepersonals sind seit langem unbefriedigend. Durch Corona haben sich diese 
manifestiert und wurden der Öffentlichkeit bewusst gemacht.  

Es werden zahlenmässig viele Fachangestellte Gesundheit (FaGe) ausgebildet, die von ihrer 
Ausbildung her für die Alterspflege prädestiniert sind. In den Alters- und Pflegeheimen 
besteht in der Praxis jedoch oft ein Mangel an gut ausgebildeten Pflegefachkräften (dipl. 
Pflegefachkräften und FaGe-EFZ), was sich auf die Qualität der Pflege langfristig ungünstig 
auswirkt. In der Alterspflege wie auch allgemein im Pflegebereich besteht zudem eine grosse 
Abwanderung aus dem Beruf. Gemäss einer Studie des Gesundheitsobservatoriums Obsan 
steigen fast 46 Prozent der Pflegefachleute früher oder später aus dem Beruf aus, ein Drittel 
von ihnen ist jünger als 35 Jahre.  

Diese Berufsunzufriedenheit hat mehrere Gründe – vor allem die stressigen 
Arbeitsbedingungen, den schlechten Lohn, die geringen Karrieremöglichkeiten und den 
Mangel an gesellschaftlicher Wertschätzung. Ausserdem verunmöglicht die enorme 
Flexibilität, die von den Betrieben gegenüber dem Pflegepersonal eingefordert wird, eine 
selbstgewählte Freizeitgestaltung und gemeinsame Familienzeit (Trainings im Verein, 
Abendkursen, Kinderbetreuung etc.). Die rein funktionale Pflege unter Zeitnot darf nicht zur 
Normalität werden. Sparmassnahmen sowie der Mangel an qualifizierten Pflegefachkräften 
machen den Heimen zu schaffen. Die Gründe dafür liegen bei den Finanzierungsmodellen, 
doch den Heimbewohner*innen und ihren Angehörigen wird weiterhin auf Hochglanz 
versichert, dass die Bewohner*innen individuell mit hoher Qualität gepflegt werden.  

Aus diesen Gründen fordern die Motionär*innen den Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt 
dazu auf: 

- die Alters- und Pflegeheime über den Pflegeheim-Vertrag (spätestens ab 2022) zu 
verpflichten die Arbeitsbedingungen attraktiver und familienfreundlicher zu gestalten 
als Bedingung zur Aufnahme auf die kantonale Pflegeheim-Liste 

- die Alters- und Pflegeheime über den Pflegeheim-Vertrag zu einer Einführung einer 
GAV-Pflicht zu verpflichten, um die Arbeitsbedingungen und Lohnbezahlung für die 
Pflegefachkräfte auf allen Ausbildungsstufen zu verbessern  

- die Aufsicht über die Einhaltung und Ausgestaltung der Arbeitsbedingungen in den 
Alters- und Pflegeheimen jährlich wahrzunehmen und dem Grossen Rat entsprechend 
Bericht zu erstatten  

- die Aus- und Weiterbildung im Pflegebereich auf allen Ausbildungsstufen zu fördern 
und ein Konzept mit den Alters- und Pflegeheimen auszuarbeiten, um Berufsausstiege 
zu verringern 

- die Alters- und Pflegeheime zu verpflichten ein gemeinsames Weiterbildungskonzept in 
Zusammenarbeit mit den Fachhochschulen und den Berufsverbänden zu erarbeiten 
und ein solches finanziell zu unterstützen  
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